
An das 

Italienische Schulamt 

Amt für Aufnahme und Laufbahn des Lehrpersonals und der Schulführungskräfte 

Neubruchweg 2 

39100 Bozen 
 
 

Ansuchen um die Erhöhung der Landeszulage für Dokto rat  
 Art. 22 des Einheitstextes der Landeskolletivvertr äge 23.04.2003 

 
 
Der/Die Unterfertigte ___________________________________________________, geboren am 

________________, in __________________________________, Matrikelnummer ___________,  

 

�  Lehrperson der Grundschule an Schulsprengel ______________________________________ 

�  Lehrperson mit Diplom an den Oberschulen an________ _____________________________ _  

 

�  mit befristetem Arbeitsvertrag 

�  mit unbefristetem Arbeitsvertrag  

 

in der/demWettbewerbsklasse/Stellenplan________________________________________________ 

 

ersucht  

 

um die Zuerkennung der Erhöhung der Landeszulage  f ür Doktorat, gemäß  Art. 22 des 

Einheitstextes der Landeskolletivverträge vom 23.04.2003. 

 

Der/Die Unterfertigte erklärt im Sinne des D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445 und nachfolgender 

Änderungen, des Landesgesetzes Nr. 17 vom 22.10.1993 und in Kenntnis der strafrechtlichen Folgen 

bei einer Falschangabe, im Besitz folgender Voraussetzungen zu sein: 

 

1. das Doktorat mit Datum ________________ an __________________________ 

__________________________________________________________________________erworben 

zu haben. 

 

 
Datum, _______________________ ______________________________ 

                                                                                                     Unterschrift der Lehrperson 

 
Mitteilung gemäß Datenschutzgesetz (Lgs.D. Nr. 196/ 2003) 
 
Die Daten werden von der Schule und der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol in Funktion als Rechtsinhaber der Daten, auch in 
elektronischer Form, für die Erfordernisse des LKV verarbeitet. In der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol sind die Direktoren der 
Abteilungen 17 und 4 verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten, auf Schulebene die Schulführungskräfte. 
Die Daten müssen bereitgestellt werden, um die angeforderten Verwaltungsaufgaben abwickeln zu können. Bei Verweigerung der 
erforderlichen Daten können die vorgebrachten Anforderungen oder Anträge nicht bearbeitet werden. 
Der/die Antragsteller/in erhält auf Anfrage gemäß Artikel 7-10 des Lgs.D. Nr. 196/2003 Zugang zu seinen/ihren Daten, Auszüge und 
Auskunft darüber und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung, sofern die gesetzlichen  Voraussetzungen 
vorliegen, verlangen. 

 


